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Am 24.4.2024 nahm das Europäische Parlament (EP) neue Regeln an, die für nachhaltigere Verpackungen und weniger Verpa-

ckungsmüll in der EU sorgen sollen (vgl. PM EP vom gleichen Tag). Mit der Verordnung wolle man gegen die ständig wachsende

Abfallmenge vorgehen, die Binnenmarktvorschriften vereinheitlichen und die Kreislaufwirtschaft ankurbeln. Die vorläufige Eini-

gung mit dem Rat umfasse nicht nur Zielvorgaben für die Verpackungsreduzierung (5% bis 2030, 10% bis 2035 und 15% bis

2040), sie verpflichte auch die EU-Staaten, für weniger Verpackungsmüll aus Kunststoff zu sorgen. Damit weniger unnötige Ver-

packungen entstehen, gelte für Umverpackungen, Transportverpackungen und Verpackungen für den elektronischen Handel

künftig, dass der Leerraumanteil höchstens 50% betragen darf. Hersteller und Importeure müssten außerdem für leichtere Ver-

packungen mit weniger Volumen sorgen. Ab dem 1.1.2030 werden bestimmte Einwegverpackungen aus Kunststoff verboten,

z.B. Verpackungen für unverarbeitetes frisches Obst und Gemüse, Verpackungen für Lebensmittel und Getränke, die in Cafés

und Restaurants zum Verzehr angeboten bzw. ausgeschenkt werden, Einzelportionen (z.B. Gewürze, Soßen, Sahne, Zucker),

kleine Einwegkunststoffverpackungen für Toilettenartikel in Hotels und sehr leichte Kunststofftragetaschen (mit einer Wandstär-

ke unter 15 Mikron). Im Sinne des Gesundheitsschutzes ist es künftig verboten, bestimmte Grenzwerte überschreitende sog.

Ewigkeitschemikalien (Per- und Polyfluoralkylsubstanzen, kurz: PFAS) in Verpackungen zu verwenden, die mit Lebensmitteln in

Berührung kommen. Weiter müssen Endvertreiber von Getränken und von Speisen zum Mitnehmen es Verbrauchern ermögli-

chen, eigene Behälter zu verwenden. Außerdemmüssen sie sich bemühen, bis 2030 10% ihrer Produkte in wiederverwendbaren

Verpackungen anzubieten. Schließlich müssen alle Verpackungen (außer Verpackungen aus Leichtholz, Kork, Textilien, Gummi,

Keramik, Porzellan undWachs) strengen Anforderungen an die Recyclingfähigkeit genügen.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Restrukturierungs-, Insolvenz- und

Entschuldungsverfahren i. S. d. RL (EU)

2019/1023

1. Der Grundsatz der unionsrechtskonformen

Auslegung ist nicht auf eine Situation anwend-

bar, in der sich der Sachverhalt nach Inkrafttreten

der Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019

über präventive Restrukturierungsrahmen, über

Entschuldung und über Tätigkeitsverbote sowie

über Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz

von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschul-

dungsverfahren und zur Änderung der Richtlinie

(EU) 2017/1132 (Richtlinie über Restrukturierung

und Insolvenz), aber vor Ablauf der Frist für die

Umsetzung dieser Richtlinie und vor ihrer Umset-

zung in nationales Recht ereignet hat.

2. Art. 23 Abs. 4 der Richtlinie 2019/1023 ist da-

hin auszulegen, dass die darin enthaltene Liste

bestimmter Schuldenkategorien nicht abschlie-

ßend ist und dass die Mitgliedstaaten die Mög-

lichkeit haben, andere als die in dieser Bestim-

mung aufgezählten Schuldenkategorien von der

Entschuldung auszuschließen, sofern ein solcher

Ausschluss nach nationalem Recht ausreichend

gerechtfertigt ist.

3. Eine von den nationalen Gerichten vorgenom-

mene Auslegung einer nationalen Regelung, die

auf einen Sachverhalt anwendbar ist, der sich

nach Inkrafttreten der Richtlinie 2019/1023, aber

vor Ablauf der Frist für deren Umsetzung ereig-

net hat, und nach der der Ausschluss öffentli-

cher Forderungen von der Entschuldung in die-

ser Regelung nicht ausreichend gerechtfertigt

ist, kann die Verwirklichung des mit dieser Richt-

linie verfolgten Ziels nach Ablauf der Frist nicht

ernstlich gefährden.

EuGH, Urteil vom 11.4.2024 – C-687/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1025-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Geldwäsche – Eigentümer und Ver-

mieter einer Immobilie als „Dienstleister

für Trusts oder Gesellschaften“?

Art. 3 Nr. 7 Buchst. c der Richtlinie (EU) 2015/849

des Europäischen Parlaments und des Rates vom

20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des

Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und

der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der

Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen

Parlaments und des Rates und zur Aufhebung

der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Par-

laments und des Rates und der Richtlinie 2006/

70/EG der Kommission in der durch die Richtlinie

(EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 30. Mai 2018 geänderten Fassung

ist dahin auszulegen, dass der Eigentümer und

Vermieter einer Immobilie, die der Mieter mit

dessen Zustimmung als Sitz registrieren lässt und

in der derMieter Transaktionen tätigt, nicht allein

aus diesemGrund unter den Begriff „Dienstleister

für Trusts oder Gesellschaften“ im Sinne dieser

Bestimmung fällt.

EuGH, Urteil vom 18.4.2024 – C-22/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1025-2

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH/GA-SA: Lindenapotheke/Arzneimittel-

bestelldaten

Art. 4 Nr. 15 und Art. 9 Abs. 1 der Verordnung

(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürli-

cher Personen bei der Verarbeitung personenbe-

zogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur

AufhebungderRichtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) sind dahin auszulegen, dass

die Daten der Kunden eines Apothekers, die bei

der Bestellung von apothekenpflichtigen, aber

nicht verschreibungspflichtigen Arzneimitteln

auf einer Online-Verkaufsplattform übermittelt

werden, keine „Gesundheitsdaten“darstellen.

GA Szpunar, Schlussanträge vom 25.4.2024 –

C-21/23

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1025-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Antragsbefugnis im Ordnungsmittel-

verfahren

a) Im Verfahren auf Erlass einer einstweiligen

Verfügung ist die Rechtsbeschwerde wegen des

durch § 574 Abs. 1 S. 2, § 542 Abs. 2 S. 1 ZPO

begrenzten Instanzenzugs zwar auch im Fall ih-

rer Zulassung ausgeschlossen (vgl. BGH, Be-

schluss vom 27. Februar 2003 – I ZB 22/02,

BGHZ 154, 102 [juris Rn. 9] [WRP 2003, 658]).

Diese Begrenzung gilt aber nicht für das Ord-

nungsmittelverfahren, das als selbständige Fol-

gesache mit einem eigenen Rechtsmittelzug

ausgestattet ist (vgl. BGH, Beschluss vom 18. De-

zember 2008 – I ZB 32/06, GRUR 2009, 427 [juris

Rn. 10] = WRP 2009, 637 – Mehrfachverstoß ge-

gen Unterlassungstitel; Beschluss vom 26. Sep-

tember 2023 – VI ZB 79/21, GRUR 2023, 1788

[juris Rn. 12] [WRP 2024, 90]).

b) Die Zwangsvollstreckung ist ein vom Erkennt-

nisverfahren selbständiges und unabhängiges

Verfahren. Die Antragsbefugnis des Gläubigers

im Ordnungsmittelverfahren gemäß § 890

Abs. 1 S. 1 ZPO folgt aus § 750 Abs. 1 S. 1 ZPO

und nicht aus § 8 Abs. 3 UWG.

BGH, Beschluss vom 21.12.2023 – I ZB 42/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-1025-4

unterwww.betriebs-berater.de
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